
2. Beiblatt Beiblatt zur Par1amentskorrespondenz 2.April 1952 

Anfrage 

der Abg •. L a k 0 w i t s c h, Kap s r e i t e r und Genossen 

an denB\U1desminister für Verkehr und verstaat1~chte Betriebe, 

betreffend die Gebarung der Österreichischen Bundesbahnen im Jahre 1952. 

-.-.-
Das Bundesfinanzgesetz veranschlagt die Betriebsausgaben der 

Österreichis9hen Bundesbahnen mit rund'. • . • • • • • 4,312 MilL S 

die Betriebseinnahmen mit rund.. • • • • " .. 3,844 " " 
den Betriebsabgang mit l"Ul1d.. •.• • • • • • (. •• 468 MilL S 

die Investitionen mit ••• .... ,.."' .... , 600 " " 
den kasseDmässigen Gesamtabgang mit rund • • • • •• 1,068 Milu S. 

Die Auf teilung dieses Betrages auf 12 Monate ergibt einen monat­

lichen Zuschussbetrag von rund 89 Mi~1. S. Um gegenüber unvorhergesehenen 

Ausgaben gesiohert zU'lsein, hat das Bundesministerium für Finanzen Re-. . 
servierungen, insbesondere bei den Baukrediten durch das Verbot der 

Inanspruchnahme von Teilbeträgen nach einem einheitlichen Hundertsatze 

fUralle Ressorts, daher auch für die Österreichischen Bundesbahnen 

im Wege einer Bindung vorgenommen. Dadurch vermindert sich dieser 

Zuschussbetrag auf monatlich 72,38 Mi11&. S. 

In Ausführung des Bundesfinanzgesetzes hat das Bundesministerium 

tür Finanzen an die Österreichischen Bundesbahnen tatsächlich überwiesen: 

Im Jänner 
im Februar 
im März .; 

CI ., • • • 

o • .p • Ir? • .. .. 

• • oft " I) • 

98.141 Mill. S 
74.528 " 19 

82.122 " " 

Für April ist ein Betrag vQn 93 Mi1L S zur Überweisung in Aussicht 

genommen. Das Bundesministerium für Finanzen hat somit den Bestimmungen 

. des Bundestinanzgesetzes im Zusammenhalt mit den zugehörigen Ausführungs­

anordnungen entsprochen. 

Trotzdem sind die Rüokstände der Österreichischen Bundesbahnen an 

unbezahlten Rechnungen aus von ihnen bereits eingegangenen Beträgen 

angewachsen, wie folgt: 

mit 31.12.1951 auf .~~~ •• d" 74,4 Milli S 
!I 31 .. 1.1952 " 131,3 " tI 

• '. d ... oS <» •• 

" 29 .. 2.1952 " o ••• .,. .... 228,1 " It 

" 25. 3.1952 " ~ ..... D • 0 315,7 11 tI 

Diese Abnahme der Zahlungsfähigkeit der Österreichisohen Bund~s­

bahnen ergibt sich daraus, dass in den Betriebseinnahmen von, wie 
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3.Beibiatt Beiblatt zur Parlamentskorresgondenz 2.Ap-zil 1952 

eingangs ~re8aat, rU)ld 3.844 Mill, S ein Betrag von rund 1.100 Mill, S ertt ... 

halten ist, der erst e,infliessen könnte, wenn bei' den Österreichischen 

Bundesbahnen eine umfassende Tnrifänderung durchgeführt wird. Diese 

ist nunmehJ;' mit WirksamkeJ. t ab 1 "Mai 1952 in Aussicht genommen, aller­

dings in wesentlich geringerem Ausmass~ Die Österreichischen Bundesbahnen 

haben in den letztem Monaten allerdings auch grössere Materiallieferungen 

vergeben. Dabei handelt es sich, soweit die Zustimmung des Bundesmini­

steriums tu-z Finanzen eingeholt wu-zde, um einen jährlich gleiohmässig 

auftretenden unabweislichen Bedarf, zum·Beispielfl1r Schienel1 und 

Sohwell.en oder für. die Elektrifizierung· (Schaltanlagen für A"hof). 

In Kenntnis der schwierigen Lage der Österreichischen Bundesbahnen 

haben sioh Nationalrat und ~~mmern bereit erklärt, das Opfer einer Tarif­

erhöhung dem österreichischen Volk aufzuerlegen~ Diese Tarifreform bringt 

aber in diesem Jahre bloss etwa 500 Millionen Schilling, reicht also 

bei weitem nicht hin, den verbleibenden Fehlbetrag an Einnahmen in Höhe 

von rund 600 Millionen Schilling aus zugleichen. Bisher ist aber nicht 

bekannt geworden, welche Anstrengungen der Herr Bundesminister fßr 
Verkehr und ~erstaatlichte Betriebe unternommen hat, um im eigenen Be-. 

reiohe durch Ersparungen und Rationalisierung diese Lücke irgendwie 

··zu flillen. 

Näah Ansteht der Anfragesteller bedürften beispielsweise folgende 

Fragen dringend einer Lösung,um den Betrieb wirtschaftlicher zu gestal ... 

ten: 
1.) Massnahmen ~egen das weitere Anschwellen des Standes der Ruhegenuss­

e.mpfänger. t Derzei t besteht ein Anspruch gewisser Gruppen der Be- . 
diensteten auf Pensionierung weit vor dem 60.Lebensjahre bei 
voller Dienstfähigkeit, wenn nur der Anspruch auf Vollpension er­
reicht ist.) 

2.) Zweckmässige Gestaltung der Entlohnung durch Einführung eines echten 
Leistungslohnes. 

3.) Bessere Ausnützung der Arbe~tszeit der Bediensteten. 
4.) Derzeit besteht naoh dem Tätigkeitsberioht des Rechnungshofe$ 

über das Jahr 1950 eine zu weitgehende und nicht berechtigte Ein~ 
flussnahme der Personalvertretung in rein betrieblichen Angelegen­
heiten. 

5.) Zusammenlegung des Bahn- und des Postkraftwagendienstes. 

6. ) Rationellere Führung der Nebenbetriebe. 

Durch die Beschlussfassungder Volksvertretung über die Tarifge­

staltung der Österreichischen BUf.ldesbahnen hat die Wirtschaft grosse 
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~pler auf sioh genommen, um 

den fi;,r die l\llgemeinheit notwend igen Betrieb der Eisenbahnen aufrecht­

zuerhalten. Trotz dieser Tarifmassnehmen fehlen aber, soweit bekannt ge­

worden ist, nooh etwa 600 Mi11. S, wenn die ÖBB ihre .tusgabenwirtschaft·~ 

aufreohterhalten w~llten. Bisher hat die ~ffentliohkeit nooh nichts ver­

nommen, welohe !net~e&gungen das Verkehrsministe~ium tUr seinen Bereich 

unternommen hat, um gleichfalls einen Beitrag ZIU' S.anierung der ÖB:e 

zu leisten. An Vorschlägen hiefür hat es weder in der Öffentliohkeit noch 

bei der zuletzt abgehaltenen Tagung über Verwaltungsreform bei den ÖBB 

Befehlt. 

Die unterzeiohneten }bgeordneten riohten daher an den Herrn Bundes­

minister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe die 

A n fra B' e. 

1.) Welche Massnahmen hat der Herr Bundesmini ate%' für seinen Bere1.ct:1!ls·e­

ordnet' bezw. getroffen, um der auch weiterhin sohwierigen Finanzlage 

der ÖBB Rechnung zu tragen? 

Insbesondere weieen die unterzeichneten Abgeordneten auf folgende 

BelastuElgen des Betriebes hin, die dringend einer Abhilfe bedürfen. 

Uber 75.000 aktive Bedienstete und über 87.000 Pensionisten erfordern 

im Jahre 1952 naoh dem Voransohlag rund 2,6 Milliarden Schilling bei 

einer Gasamtbetriebsausgabensumme von 4,3 Milliarden Sohilling. Dieser 

Aufwand ist nooh 1m Steigen begriffen. Im Jahre 1937 waren bloss 

56.000 Bedienstete' und rund 80.900 Ruhegenussempfänger im Jahresduroh... 

schnitt vorhanden. Nach den Feststellungen des Rechnungshofes im Ge-

8ohäf'tsb8J:1ohte über das Jahr 1950 leidet die Betriebsführung vielfach 

dadurch, dass die Personalvertretungen der ÖBB ihr Zustimmungsreoht in 

einem Ausmasse ausüben 9 wi e es in keinem sonst igen öffentlichen oder 

privaten Unternehmen zu beobachten ist, oft in einer Weise, die den wirt ... 

schaftlichen Gegebenheiten eines passiven Betriebes nioht entspricht. 

Pus der Stellungnahme des Rechnungshofes ist übrigens auch zu entnehmen. 
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dass die rechtliche Grundlage der derzeit an15eWendeten Personalver­

tretungsvorschrift-sngezweifelt werden kann. 

2.) Ist der Herr Bundesminister bereit, die bei der ~undesbahn und Post 

gesondert geführten Kraftwagenbetriebe zusammenzIllegen. da naeh 

der Auffaseung der Fragesteller durch eine Zusammenlegung der beiden 

Staatsbetriebe sicherlich eine rationellere Führung und Bewirtschaftung 

erz1.lt werden könnte. 
,.) Ist der Herr Bundesminister in der Lage, bekanntz~e--b-en, welche 

greifbaren Maesnahmen angeordnet wurden, um die Aus~abensumme um 

alle nioht zwingend notwendigen Ausgaben zu entlasten und c!ieslil soweit 

als möglich zurückzustellen. Würde dies nicht gesohehen, 80 würde 

dies zur Fol;>;e haben, dass der Abgang der Bund~sba.hnen in diesem Jahre 

von 466 IUll. S auf über 1 Milliarde S steigt" Dies k-önnt~ die öster­

reiohisohe Volkswirtsohaft nioht ertrage n. 

-.- ..... -
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